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3. Mal 


Im Samen des Hechts. 


»trafsache 


terft/täto/tm S-/ßa/'S9st 

Jh/Qc/e,) qpjf. 04//6*/ 


gegen den Kilfsarbeiter Johann Heinrich August Hebbel, 

geboren am 17. August 19o5 in Itzehoe, wohnhaft in Eckern¬ 
förde, Klaus-Groth-Straße 4, 

wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit und gefährlicher 
Körperverletzung. 


Auf die Bevision des Angeklagten gegen das Urteil des Schwurge¬ 
richts in Itzehoe vom 5. Juli 1949 hat der II. Strafsenat des 
Obersten Gerichtshofes für die Britische Zone in Köln in der 
Sitzung v6m 8. Mal 195o, an der teilgenonmen haben: 

Senatspräsident Dr. Groß als Vorsitzender, 

Richter beim OGB Dr.Dr.Wimmer, 

Hilfsrichter Dr.Engels als beisitzende Richter, 

Erster Staatsanwalt Dr.lange als Eeamter der Staats¬ 

anwaltschaft, 

als Urkundsbeamter, 


ap.Justitassistent Taxacher 
für Recht erkannt: 


Die Revision des Angeklagten wird auf seine Kosten verworfen. 

Gründe . 

Der Angeklagte war durch Urteil der Strafkammer in Itzehoe vom 
*11.' Septedber 1947 zii einem Jahr Gefängnis verurteilt worden, 
weil er gemeinschaftlich mit den Mitangeklagten Debus und Feldvoß 
am 16. Juli 1955 in Münsterdorf politische Gegner mit gefährli¬ 
chen Werkzeugen mißhandelt und damit ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begangen habe. Seine Revision wurde vom Oberlandes¬ 
gericht Kiel mit der Maßgabe verworfen, daß er wegen gefährlicher 
Körperverletzung verurteilt w*rde. Das Landgericht hat seinem 
auf die Beibringung neuer Tatsachen und Bewe1 s mi.tt^l g est ütr 
Wiederaufnahmeantrag nach Beweiserhebung entsprochen’Vund die Er¬ 
neuerung der Hauptverband lung aagSfcrdnet. Das Schwurgericht hat 
das Strafkammerurteiljf vom 11. September 1947 mit der Maßgabe 
aufrechterbalten, daß der Angeklagte wegen Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit in Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung in , 
zwei Fällen zu der in dem erwähnten Urteil erkannten Gefängnis¬ 
strafe von einem Jahr verurteilt sei. Hiergegen richtet sich die 
Revision des Angeklagten,'mit der er die Sach- und die Verfahrens- 
beschwerde geltend macht. 
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1 . Die Revision rügt zunächst, daß der Staatsanwalt die ü 
entgegen der Vorschrift des § 24 } Abs.2 StPO nicht im Ans 
an die Vernehmung des Angeklagten über seine persönlicher 
hältnisse, sondern erst nach der Beweisaufnahme und den 
rungen des Verteidigers vorgetragen habe. Diese Behauptur 
durch das Sitzungsprotokoll bestätigt. Danach hat der Sta 
walt die Anklageschrift erst vorgetragen, nachdem er und 
teidiger im Anschluß an die Beweisaufnahme plädief und Ar 
gestellt hatten, 

Der wieder anstelle der Verlesung eines Eröffnungsbesc. 
getretene Vortrag der Anklage bildet formell und materiel: 
Grundlage für Hauptverhandlung und Urteil. Durch die Ankl 
förmlich festgestellt, über welche Tat (5 2 64 StPO) verhar 
werden sol^und nach welchen Strafbestimmungen sie beurtei 
wird, innerhalb welcher prozessualer Grenzen also sich da: 
verfahren zu bewegen hat (BGSt.Bd .23 S. 3 I 0 ). Der Vortrag 
klage vor Beginn der Sachverhandlung hat den doppelten Zwe 
einmal dem Angeklagten und dem Verteidiger die erhobene A* 
digung nochmals deutlich zu^Eewußtsein zu bringen und so < 
aaclgemäße Verteidigung zu ermöglichen, vor allem aber auf 

Je ^£^ C »~ €r ' dle dl * Akten nicht kennen » insbesondre 3 
l a gagY e Zto r, erstmals mit dem Gegenstände der Verhandlung 
kanntzumachen, damit sie ihre Aufmerksamkeit auf die weser 
chen Punkte richten können (RG.GA.Bd .66 S.87; BG.JW.i 938 S 
Nr.9). Die Erreichung dieser vom Gesetzgeber angestrebten 
erfordert ee auch, daß der Vortrag der Anklage an der ihm 
Easis und Einleitung der Sachverhandlung gebührenden, vom 
vorgesehenen stelle in der Hauptverhandlu*g erfolgt und ni 
willkürlich hinter die Einlassung des Angeklagten zur Saehi 
gar hinter die Beweisaufnahme und die Plädoyers verschoben 
(BGSt.Bd.23 S.311); 

Pür das Wiederaufnahmeverfahren kann nichts anderes gel 
(BGSt.Bd.4 S.428; BG.Becht 1921 Kr. 2296 ). jfenn durch die Aj 
nung der Wiederaufnahme und der Erneuerung der Hauptverhan. 
verliert das frühere Urteil - abgesehen lediglich von dem 
der reformatio in peius - mitsamt zugrunde liegen, 

Feststellungen und der ihm voraufgegangenen Verhandlung, ei 
schließlich des Vortrags der Anklage, jede rechtliche Wirks 
(RGot.Bd .30 S.421, Bd .57 S. 317 ). Die prozessuale läge ist d 
mäß so, als ob erstmalig über die Anschuldigung verhandelt 
insbesondre müssen /auch die‘neuen 
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handüung mit dea Gegenstände der Anklage sstTTeiT bekanntge macht 
werden. 

Der somit durch verspäteten Vertrag der Anklage unterlaufene 
Frozeßverstoß führt zu einer Aufhebung des angefochtenen Urteils 
indes nur dann, wenn das Urteil auf ihm beruht (§ 337 StPO), und 
es ist wiederholt entschieden worden, daß ausnahmsweise eine ge¬ 
nügende Unterrichtung der Verhandlungsteilnehmer über den Unter¬ 
suchungsgegenstand auch in anderer Form, als durch Vortrag der 
Anklage, etwa durch Bekanntgabe seitens des Vorsitzenden oder 
durch Verlesung des Revisionsurteils, erreicht werden kann (HG. | 
OA.Ed.38 S.432. Bd.66 S.88; R0.JW.1932 3.2727 Hr.24, 1938 3.3293 

Nr.9). • | 

Ausweislich des 31tZungsprotokolls sind io Anschluß an die 
Vernehmung des Angeklagten über seine persönlichen Verhältnisse | 
die hauptsächlichen llgr Ses bisherigen gerichtlichen 

Verfahrens, insbesondre die einschlägigen Abschnitte des Straf¬ 
kammer- und des RevisionsurteilsjSOwie die wesentlichen Vorgänge 
des Wiederaufnahmeverfahrens, in umfassender Weise zum Gegenstän¬ 
de der Verhandlung gemacht worden. Aus diesen zum Verhandlungs¬ 
gegenstand gemachten, im 3itzungsprotokoll genau bezeichneten 
Aktenteilen ergab sich für alle Verhandlungsteilnehmer eindeutig 
klar, was dem Angeklagten zum Vorwurf gemacht wurde,und wie sei¬ 
ne Tat bisher rechtlich beurteilt worden war. Ihr Inhalt wies 
darüber hinaus nachdrücklich auf den entscheidenden Punkt der 
Wiederaufnahmeverhandlung, nämlich auf die Frage der Personen¬ 
gleichheit des Angeklagten mit dem Täter, hin und vermochte es 

. - * • an . A. Afiitna 


daher in vollkommenerer Weise, als^ ^ —«yg* 
der Anklage erreichbar gewesen wäre, ItiFxsrftrz* i l C~ 7r 'Cr~7r^^ 
teiligten auf die als Srgebnis des bisherigen Verfahrens heraus- . 
kristallisierte Hauptfrage zu lenken. Nach dieser ganzen Sach¬ 
lage unterliegt es keinem Zweifel, daß die Zwecke, die das Ge¬ 
setz mit der Verlesung der Anklage vor Eintritt in die Sachver¬ 
handlung verfolgt, an eben dieser Verhandlungsstelle durch die 
Eröffnung des bisherigen Verfahrensverlaufes in zumindest gleich¬ 
wertiger Weise erreicht worden ist. 

Diese Auffassung wird auch dadurch als zutreffend bestätigt, 
daß weder der Angeklagte noch sein Verteidiger, eie nach aem 
verspäteten Vortrag der Anklage Gelegenheit zu Ausführungen en¬ 
thielten und lediglich die bisher gestellten Anträge wiederholten, 
eine Erneuerung der Verhandlung mit der Begründung beantragt ha¬ 
ben, es sei bisher während der Verneh3ungL'daSn p 4 7>fc « k i ^S Sffftf^ffacb3(3/ 


durch 
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Sache, während der Beweisaufnahme und der Plädoyers man 
rechtzeitiger Verlesung der Anklage der Untersuchungsge 
nicht ausreichend bestimmt gewesen. Denn aus dieser ünt 
snng einer sofortigen Rüge ergibt sich klar, daB eine . 
eutlichkeit des Verhandlungsgegenstandes von der Verte 

nicht als störend beaerkt worden ist. 

In dieser, nach dem dargelegten Zweck des 5 24J Abs.? 
allein erheblichen Richtung sieht nicht einmal die Revis 

ei«,* , fT‘ 316 b9 “ 3t “ det Vlelnehr n ^* durch d 
spätete Verlesung der Anklage der Sindruck des Verteidig 

• T Dl : ht,t •°S d ” * el - Cles ’ r & V 8ic htspunkt ist 1 

258 en ° i6r St * atsanw * 1 iachaft stand ge 

258 Abs.2 StPO das Rechtder Srwid.rung su und es war ihr 

ZZZen?^ bSi dleSer Selegenhelt den ««It der Ankl, 
im ?"“*** 5 24 3 Ab,.2 StPO kann nach 

"=:n:r:::/ 8U * den ^- 

Auch die and,rw,lten Revleionsangrlffe sind unbegründ, 

2 8,mäB } 26? StPO müssen die Drtell»gründe i, p a il. de. 

«^-^T!i nUr dle 0rWleSen eraChteten ISte^hen anget 
° U *~"~***« die gesetzlichen Verkmal. der »traueren HandlL 

rL;r n - T,rpmohtet ^ ra ^ f 

die Bestimmung des 5 26l StPO das Gericht dazu, sich in d 

Un ZZT #lt 8äatli ° hen * lB ^-iserheblich in Präge' 

19 r r “ 8drU0klleh tzen (BayObM.2 

*'T 8 lückenlose und zwingende Barleg 

der Beweiswurdigung wäre auch schon deshalb unerreichbar 
Je e und damit auch die richterliche Ueberzeugung !on d^ t 
heit, Bnmahrbeit oder Kickterweisbarkeit weSJLer TatsJ 
notwendig nicht nur auf verstandesmäfligen ErwäZZ 1 
wesentlich „eh auf e efühlsmäBigenE lndrü0)!en die 

DlCht ^ "*■■*** 3^. Ker| 

sichtl ch r “ ?“ F8hl * n " elterer Orteilsausführungen 
, , 63 ,OC lhr in z «elfel gezogenen Sahrheltswlller. 

s “LT^ 87 :™ 3 deS ZeU€en PeldTOS Standet, so we 
' nicht S«een einen RechtsverstoB. 

weil^i*” 8 b : Baht dle HeTi8l0n 9lCb fern - ^, in der 

aufzuzeigeT S Uit 8 iSeTZr bte8 “ d 

- “— 
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siger Weise gegen die Schlüssigkeit der Beweiswürdigung. .Insbe¬ 
sondre war es den Schwurgericht nach den Grundsatz der freien 
Eeweiswürdigung unbenommen, der Bekundung des Zeugen Feldvoß die 
üeberzeugung von der Wahrheit einer Tatsache zu entnehmen, hin¬ 
sichtlich welcher der Zeuge selbst erklärte, daß er nach 16 Jah¬ 
ren keinen Eid mehr darauf leisten möchte. Die Verantwortung 
für die materielle Bicbtigkeit der gezogenen Schlußfolgerungen 
muß das Revisionsgericbt dem Tatrichter überlassen, der den ent¬ 
scheidenden Vorzug unmittelbarer persönlicher Eindrücke genießt. 

3 . Nach Feststellung des Schwurgerichts sind am 16. Juli 1953 in 
Münsterdorf gelegentlich einer Aktion gegen politische Gegner 
der N3DAP u.a. der Zeuge Struck und der gefallene Sohn des Zeu¬ 
gen Kaste, die Mitglieder des Reichsbanners und der SPD waren, 
nach vergeblicher Vernehmung von mehreren SA-Männern auf einer 
Kegelbahn mit Peitschen und Gummiknüppeln schwer mißhandelt wor¬ 
den. Der Angeklagte war bei der Mißhandlung des Kaste zugegen; 
dem Struck hielt er unmittelbar vor der Mißhandlung die Peitsche 
unter die Nase und sagte dabei: "Damit Ihr wißt, was hier los 
ist." Das Schwurgericht hat nicht für erwiesen erachtet, daß der 
Angeklagte selbst geschlagen hl(kfe; es hat aber festgestellt, 
daß er durch seine Anwesenheit die üebermacht der SA vergrößert 
und damit die Opfer gegenüber den Mißhandlungen umso wehrloser 
gemacht, sowie daß er die Mißhandlungen gebilligt und als eigene 
gewollt habe. 

Damit sind die gesetzlichen Merkmale der gefährlichen Körper¬ 
verletzung in zwei Fällen und eines tateinheitlichen Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit rechtlich bedenkenfrei festgestellt. 
Einem das frühere Erkenntnis berichtigenden Schuldspruch wegen 
dieser Straftaten stand die Vorschrift des § 373 Abs.2 StPO 
nicht entgegen, die nur eine Verhängung härterer Strafe, nicht 
eine ungünstigere rechtliche Beurteilung untersagt. Auch die 
Strafzumessungsgründe enthalten keinen zum Nachteil des Ange¬ 
klagten ausschlagenden Rechtfehler. 

Entsprechend dem Anträge des Generalstaatsanwaltes war daher 
die Revision des Angeklagten unter Kostenfolge aus § 473 StPO 
zu verwerfen. 
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